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In der Landwirtschaftssache

des Bauern Adolf Heinrich m
Antragstellers, Beschwerde- und 
Rechtsbeschwerdeführers,

vertreten durch Rechtsanwalt Dr m

gegen

den Landwirt Paul R| in Hl
Antragsgegner, Beschwerde- und 

chwerdegegnero
vertreten durch Rechtsanwalt Br m

hat der Vo 
Landwirtsc 
Mitwirkung 
desrichter
beschlösse

Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat für 
haftssachen in der Sitzung vom 3» Mai 1957 unter 
des Senatspräsidenten: Br» Tasche sowie der Bun- 
Pr0 Hüekinghaus und Pr, Piepenbrock
ns-' '

Pie Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß des 
5p Zivilsenats - Senalß für Landwirtschafts- 
sachen - des Schleswig-Holsteinischen Ober­
landesgerichts in Schleswig vom 7» Januar 1957 

; wird auf Kosten des Antragstellers, der dem 
Antragsgegner die außergerichtlichen Kosten 

7 des Rechtsbeschwerdeverfahrens zu erstatten hat 
als unzulässig verworfene
Per G-eschäftswert wird für die Rechtsbeschwer­
deinstanz auf 400 - 500 PM festgesetzte
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Der Antragsteller ist Eigentümer des im Grundbuch 
von h M M H Ü B  Band 0  Blatt ■ § eingetragenen Hofes mit 
etwa 63 ha landwirtschaftlicher Nutzflächee Diesen Hof 
verpachtete er durch Vertrag vom 19» Dezember 1951 an 
den Antrag^gegner bis zum 31* Dezember 1962.» Nach § 18 
des Vertrages kann der Verpächter das Pachtverhältnis 
fristlos kündigen, wenn der Pächter nach dem Gutachten ei­
nes näher vereinbarten Schätzungsausschusses schlecht wirt­
schaftet utad innerhalb einer angemessenen Prist die gerüg­
ten Mängel nicht abstellt0

Der Antragsteller hat dem Antragsgegner vorgeworfen, 
den Hof durch schlechte Wirtschaftsführung zu gefährden,, 
Er hat den Pachtvertrag am 29* Juni 1955 zum Schluß des 
laufenden PachtJahres gekündigte Ende August 1955 hat er 
bei dem Landwirtschaftsgericht beantragt,

festzustellen, daß die von ihm ausgesprochene 
Kündigung begründet sei, r
den Antragsgegner zu verurteilen, den Hof zum 
Ende des laufenden PachtJahres an ihn heraus­
zugeben *

In einer zwischen den Parteien wegen desselben Hofes 
anhängigen Pachtschutzsache - 2 LwP 1/55 des Amtsgerichts 
Ahrensburgkam es am 25 - April 1956 vor dem Oberlandesge­
richt - 3 Wlw 6/56 - zu einem Vergleich, in dem die Be- . 
teiligten erklärtens

f,Wir wünschen, daß der Senat sich mit der Präge 
der zivilrechtlichen Wirksamkeit der Kündigung 
befaßte Wenn das geschieht, erledigt sich der
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Antrag aus der Sache 2 LwP 2/55 auf Feststel­
lung. daß die Kündigung begründet ist, von selbst« 
Übep? ihn wird in diesem Verfahren sachlich ent- 
schieden w er d e n c **

Der Antragsteller erklärte damals ferner., den Baumungsan- 
trag nicht verfolgen zu wollen., Daraufhin einigten sich 
die Beteiligten wie folgt?

MPas Verfahren 2 LwP 2/55 ist erledigt. Die Kosten 
des Verfahrens 2 LwP 2/55 sollen der Entschei­
dung der gegenwärtigen Sache folgen e u

3 & b Oberlandesgerieht wies in der Pachtschutzsache 
2 LwP 1/55 die Beschwerde des Verpächters zurück und 
stellte festdaß die von ihm am 29c Juni 1955 ausgespro- 
chene Kündigung unwirksam sei« Es legte dem Pächter die 
Kosten des ersten Rechtszu.ges auf und verurteilte den Ver­
pächter, die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten
des Beschwerdeverfahrens zu tragen«

In dem gegenwärtigen Verfahren nahm der Verpächter am 
10, Oktober 1956 seine Anträge auf Feststellung und Verur­
teilung zur Herausgabe des Hofes zurück«

Der Pächter hat daraufhin beantragt, dem Verpächter 
die gerichtlichen und au ße rge ric ht 11 c hen K os 1 en des V e rf a hi­
re ns aufzuerlegenc DerVerpächter hat demgegenüber den 
Standpunkt vertreten, daß wegen der Einigung über die Ko­
sten dieses Verfahrens in dem Pachtschutzverfahren kein 
Raum für eine Kostenentscheidung sei und ihm vor allen Din­
gen nicht die außergerichtlichen Kosten des Pächters auf­
erlegt werden könnten«
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Das Landwirtschaftsgericht hat dem Verpächter 
die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten des Ver­
fahren^ auferlegte

Das Oberlandesgericht hat die sofortige Beschwerde 
des Verpächters zurückgewiesen*

Hiergegen richtet sich die von dem Oberlandesgericht 
nicht zugelassene Rechtsbeschwerde des Verpächters, mit 
der er sich gegen die Auferlegung der Kosten des Verfah­
rens wendet, die nach seiner Ansicht auf einer Verletzung 
der Grundsätze beruht, welche der Bundesgerichtshof in 
ständiger Rechtsprechung über die Behandlung von Kosten- 
ansprüdhen in-gleichgelagerten Bällen aufgestellt hat«

II o:

e Rechtsbeschwerde ist unzulässig

Dir Antragsteller will die Zulässigkeit des Rechts­
mittels offensieh11ich aus § 24,Abs 2 Nr 1 LwVG herlei­
ten , da er geltend macht, das Beschwerdegericht sei von 
Entscheidungen des Bundesgerichtshofs abgewichen* Er hat 
dabei übersehen, daß eine so allgemeine Angabe dieser 
Vorschrift nicht genügt* Nach der Entscheidung des erken­
nenden Senats vom 7« Juli 1954 (V BIw 33/54, Rechtdlandw 
1954* 246 ~ Lind-Möhr Nr 1 zu § 24 LwVG) müssen die Ent­
scheidungen, von denen das Beschwerdegericht abgewichen 
sein soll, entweder mit Datum und Aktenzeichen angegeben 
oder es muß die Stelle bezeichnet werden, an der die Ent­
scheidung veröffentlicht ist* Außerdem ist anzugeben, 
welche Rechtsfrage von der angezogenen Entscheidung anders 
als von der angefochtenen beantwortet sein soll, inwiefern 
beide Entscheidungen diese Rechtsfrage abweichend beant-
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werten und wieso die angefoehtene Entscheidung auf die­
ser Abweichung beruht (vgl Beschluß des erkennenden Senats 
vom 5* Oktober 1954, BGHZ 15* 5 - RechtdLandw 1954* 331 =- 
NJW 1954* .1688 = J Z 1955* 123 - Lind-Möhr Hr 2 zu § 24

Im vorliegenden Palle ist die ßechtsb©schwerde schon 
deshalb unzulässige, weil dieses Hechtsmittel nur gegen die 
in der Hauptsache erlassenen Beschlüsse des Oberlandesge­
richts stattfindetc Wenn die Hauptsache sich durch Rück­
nahme des Antrages oder Rechtsmittels erledigt., kann nach 
§ 20 Abs 1 Hr 8 LwVG über die Kosten allein entschieden 
werden» Bas gilt auch für die Entscheidung über die Er­
stattung del außergerichtlichen Kosten des Verfahrens In 
diesen Pallen bilden also die Kosten den alleinigen Gegen-

istand des weiteren-Verfahrens5 das mit einer selbständi­
gen Kostenentscheidung endet©.-Das ' bedeutet * wie der er­
kennende Senat in seinem Beschluß vom 10, März 1955 
(V BLw 14/55* RechtdLandw 1955, 224 - MLR .1955* 605 - Lind 
Mohr Nr 7 zu § 24 LwVG) ausgeführt hat * indessen nicht.* 
daß eine selbs-fcändige Kostenentscheidung auch im Sinne der 
Anfechtbarkeit mit einem in der Hauptsache vorgesehenen 
Rechtsmittel als Entscheidung in der Hauptsache zu gelten 
bate Eine nach Erledigung der Hauptsache ergehende Kosten­
entscheidung des Amtsgerichts kann nicht mit der soforti­
gen Beschwei’de nach § 22 LwVG* sondern nur gemäß § 9 LwVG 
unter den Voraussetzungen des § 20 a Abs 2 PGG angefcch- 
ten werden» Dies hat nach § 24 Abs 3 LwVG zur Böige* daß g 
gen die Kostenentscheidung des Beschwerdegerichts kein 
Rechtsmittel stattfindetc Die Rechtsbeschwerde war daher 
als unzulässig zu verwerfen©



Die Kastenentscheidung beruht auf den §§ 34 * 44 >.
45 LwVGo

Dr. Tasche Dio Hückinghaus Drc Piepenbrocl


	■ i -.	fciLlLlL	iL	■

	-■■■' 10!^	I,	:



